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A. Problem 

Das Gesetz über technische Assistenten in der Medizin soll das 
Gesetz über die Ausübung des Berufs der medizinisch-tech- 
nischen Assistentin vom 21. Dezember 1958, geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Ausübung des 
Berufs der medizinisch-technischen Assistentin vom 18. Juli 
1961, ablösen. 

Schon in der 5. Wahlperiode waren zwei Gesetzentwürfe ein- 
gebracht worden. Der Bundesrat rief den Vermittlungsausschuß 
an; im Bundestag konnte die Vorlage vor Ablauf der Legis-^ 
laturperiode nicht mehr abschließend beraten werden. Dem 
jetzt eingebrachten Entwurf der Bundesregierung liegen die 
Empfehlungen des Vermittlungsausschusses aus der 5. Wahl- 
periode zugrunde. 

Der von den medizinisch-technischen Assistenten zu erlernende 
Wissensstoff auf den Gebieten der Laboratoriumstätigkeit und 
der Radiologie wächst entsprechend den Fortschritten in der 
Medizin ständig an. Mit der Ausbildung in der bisher vorge- 
schriebenen Zeit ist nicht mehr gewährleistet, daß für den Beruf 
der medizinisch-technischen Assistenten der für das Gesund- 
heitswesen unerläßliche qualifizierte Nachwuchs herangebildet 
wird. Da die Assistenten schon jetzt dazu neigen, entweder auf 
dem Gebiet der Laboratoriumstätigkeit oder dem der Radio- 
logie tätig zu sein, bietet sich eine Teilung des Berufs in zwei 
Zweige an, wobei der große Wissensstoff zusätzlich für eine 
Verlängerung der Ausbildung sprechen könnte. Außerdem ist 
die Eingliederung der medizinisch-technischen Assistenten in 
das allgemeine Bildungssystem und in die Richtlinien der Welt- 
gesundheitsorganisation (WHO) im Auge zu behalten. 
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Ein weiteres Problem liegt darin, daß die Zahl der Assistenten 
den Bedarf nicht deckt. Eine gesetzliche Wiedereinführung des 
Berufs des medizinisch-technischen Gehilfen könnte hier Ab- 
hilfe schaffen. 

Der Beruf des veterinärmedizinisch-technischen Assistenten ist 
bisher nicht bundeseinheitlich geregelt. Um eine verschiedene 
Ausgestaltung in den Ländern zu vermeiden und wegen der 
ähnlichen Materie ist es erstrebenswert, die veterinärmedizi- 
nisch-technischen Assistenten in die gesetzliche Regelung ein- 
zubeziehen. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf enthält im wesentlichen die folgenden Neu- 
regelungen: 

1. Der einheitliche Beruf des medizinisch-technischen Assisten- 
ten wird geteilt in die Zweige „Laboratoriumstätigkeit" 
und „Radiologie". 

2. Der Beruf des veterinärmedizinisch-technischen Assistenten 
wird in die gesetzliche Regelung einbezogen. 

3. Die Ausbildungen erfolgen in dreijährigen Lehrgängen, die 
eine theoretische und praktische Ausbildung umfassen und 
an staatlichen Lehranstalten durchgeführt werden. Mit der 
staatlichen Prüfung soll ein der Fachhochschulreife gleich- 
wertiger Abschluß vermittelt werden. 

4. Personen, die eine Erlaubnis nach dem Gesetz besitzen, 
können unter erleichterten Voraussetzungen die Erlaubnis 
für eine der anderen vom Gesetz erfaßten Fachrichtungen 
erwerben. 


C. Alternativen 

Folgende Alternativen wurden erörtert: 

1. Eine Ausbildungsdauer von zwei Jahren bei Teilung des 
Berufs. 

2. Die zunächst vorgesehene Neuregelung des Berufs der 
medizinisch-technischen Gehilfin soll einer späteren gesetz- 
lichen Regelung Vorbehalten bleiben. 


D. Kosten 

Der Regierungsentwurf hat unter der Voraussetzung einer 
zweijährigen Ausbildung die voraussichtlichen Kosten der 
Durchführung des Gesetzes, die je zur Hälfte auf Länder und 
Gemeinden entfallen, auf 1 Million jährlicher und 1,5 Millionen 
einmaliger Mehrausgaben geschätzt. Durch die Verlängerung 
der Ausbildung auf drei Jahre und durch die zu vermittelnde 
Fachhochschulreife entstehen erhebliche Mehrkosten. Dem Bund 
entstehen durch die Ausführung des Gesetzes keine Kosten. 
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Gesetzes über technische Assistenten und Gehilfen in der 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Hammans und Dr. Bardens 


L Allgemeiner Teil 

Die Gesetzentwürfe — Drucksachen VI/385, VI/445 — 
wurden vom Deutschen Bundestag in seiner 36. Sit- 
zung am 11. März 1970 an den Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit federführend und an den 
Ausschuß für Wirtschaft mitberatend überwiesen. 

Der federführende Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit hat die Vorlagen in seinen Sitzun- 
gen am 16. April 1970, 17. September 1970, 4. März 
1971, 6. Mai 1971 und 17. Juni 1971 beraten. 

Der mitbeteiligte Ausschuß für Wirtschaft hat 
seine Stellungnahme am 9. Juni 1971 abgegeben. 

Zu den Schwerpunkten >der Gesetzes Vorlagen 
(Dauer der Ausbildung, selbständige Berufsaus- 
übung, Beruf der medizinisch-technischen Gehilfin) 
sind die obersten Gesundheitsbehörden der Länder 
und die betroffenen Schulen, Verbände, Gewerk- 
schaften und Vereine schriftlich gehört worden. Die 
in der Sitzung des Ausschusses für Jugend, Familie 
und Gesundheit lam 17. September 1970 eingesetzte 
Arbeitsgruppe„MTA-Gesetz" tagte am 3. Noveihber 
1970, 11. November 1970, 2. ‘Dezember 1970 und 


23. März 1971. Die Arbeitsgruppe beriet die kontro- 
versen Punkte und kam zu folgenden Ergebnissen: 

Als Ausbildungs Voraussetzung sei Realschulbil- 
dung oder eine gleichwertige Ausbildung erforder- 
lich. 

Eine sechswöchige praktische Unterweisung in der 
Krankenpflege solle Bestandteil der Lehrgaiigsaus- 
bildung sein, deren Dauer der Entscheidung des Aus- 
schusses Vorbehalten blieb. 

Mit der staatlichen Abschlußprüfung sollte ein der 
Fachhochschulreife gleichwertiger Abschluß vermit-, 
telt werden. 

Die Arbeitsgruppe sprach sich ferner für eine 
Fortbildungspflicht der Erlaubnisinhaber aus; sie 
sollten dreiwöchige Lehrveranstaltungen in einem 
Turnus von fünf Jahren ibesuchen; die Möglichkeit 
eines Widerrufs der Erlaubnis bei Nichterfüllung der 
Fortbildungspflicht hielt die Arbeitsgruppe für er- 
wägenswert. 

Die selbständige Tätigkeit von medezinisch-tech- 
nischein Assistenten sei nicht zuzulassen, jedoch sei 
ein Besitzschutz zu regeln. 
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Die Arbeitsgruppe «sdilug sdiließlidi vor, einen 
«für alle Fadiriditungen einheitlidien Gehilfenberuf 
zu schaffen, hielt aber wegen der Vielzahl der Pro- 
bleme eine weitere Prüfung nach Verabschdedung 
dieses Gesetzes für erforderlich. 


II. Besonderer Teil 

1. Zu § 1 

Die nach der bisherigen Rechtslage geltende ein- 
heitliche Berufsbezeichnung des medizinisch-techni- 
schen Assistenten wird mit dieser Vorschrift geteilt 
in eine Beruf sbezeichnung für die Laboratoriums- 
tätigkeit und in eine Beruf sbezeichnung für die 
Radiologie. Neu einbezogen werden die veterinär- 
medizinisch-technischen Assistenten. Für die Teilung 
war maßgeblich einerseits das Anwachsen des Wis- 
sensstoffes, den der medizinisch-technische Assistent 
zu bewältigen hat, andererseits die in der Praxis 
beobachtete Neigung der Assistenten, sich entweder 
auf die Laboratoriumstätigkeit oder die Radiologie 
zu beschränken. Mit dem § 1 wird gleichzeitig ein 
Schutz der drei Benifsbezeichnungen eingeführt. Die 
in § 9 genannten Tätigkeiten sind den Erlaiuhnis- 
inhabem der jeweiligeai Fachrichtung Vorbehalten. 

2. Zu § 2 

Nach eingehenden Beratungen einigte sich der 
Ausschuß in Abänderung des Regienxngsentwurfs 
trotz der Teilung des Berufs auf eine Ausbildung 
von dreijähriger Dauer in jeder der drei Fachrich- 
tungen. Diese Ausbildung schließt mit einer schrift- 
lichen Prüfung ab. 

Zu dieser lEntscheidung haben beigetragen die von 
dem Ausschuß eingeholten Stellungnahmen der 
durch das Gesetz Betroffenen (Lehranstalten, Ver- 
bände und die medizinisch-technischen Assistenten 
selbst). Sie vertraten die Auffassung, daß der wach- 
sende Wissensstoff eine längere als zweijährige 
Ausbildung erfordere. Der Ausschuß hat sich auf 
eine dreijährige Ausbildung geeinigt mit der Maß- 
gabe, daß mit dieser Ausbildung ein der Fachhoch- 
schulreife gleichwertiger Abschluß erlangt werden 
soll (siehe auch § 8). Damit wird auch der Anschluß 
an den Level B der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) hergestellt. 

3. Zu § 3 

Diese Vorschrift regelt die Voraussetzungen für 
die Erteilung einer weiteren Erlaubnis für den- 
jenigen, der bereits Inhaber einer Erlaubnis nach 
§ 1 ist. Für Assistenten mit Doppelausbildung be- 
steht ein Bedarf z. B. an kleineren Krankenhäusern. 
Nach Auffassung des Ausschusses kann die Erlciub- 
nis für die Laboratoriumstätigkeit von einem Radio- 
logieassislenten nach einjährigem Lehrgang mit 
staatlicher Prüfung, von einem veterinärmedizinisch- 
technischen Assistefiten nach einem dreimonatigen 
Ergänzungslehrgang erwarben werden; die Erlaub- 
nis für die Radiologie kann von Laboratoriums- imd 


Veterinärassistenten nach einjährigem Lehrgang mit 
staatlicher Prüfung erlangt werden; die Erlaubnis 
für veterinärmedizinisch-technische Assistenten kann 
ein Radiologieassistent nach einjährigem Lehrgang, 
ein Laboratoriumsassistent nach dreimonatigem Er- 
gänzungslehrgang erwerben. Für die Entscheidung 
über die Dauer der Lehrgänge war maßgeblich, daß 
einerseits die Fülle und Schwierigkeit des Stoffes 
eine gründliche Ausbildung auch für die zweite 
Spezialausbildung erfordert, daß ,aber andererseits 
die Länge der Gesamtausbildung nicht über ein ver- 
tretbares Maß hinausgehen darf. 

4. Zu § 4 

Eine außerhalb des Geltungsbereiches des Ge- 
setzes erworbene abgeschlossene Ausbildung soll 
im Gegensatz zur jetzigen Rechtslage die nach dem 
Gesetz vorgeschriebene Ausbildung in jedem Fall er- 
setzen können. Dabei kommt es nicht darauf an, ob 
die Ausbildung, sondern darauf, ob der Ausbildungs- 
stand gleichwertig ist. Durch diese Regelung können 
auch die Personen die Voraussetzungen für eine Er- 
laubnis erfüllen, die außerhalb der abgeschlossenen 
Ausbildung z.B. nachträglich die notwendigen Kennt- 
nisse erworben haben. 

Die Vorschrift bezieht sich sowohl auf die Ausbil- 
dunigen in den drei Fachrichtungen des § 2 Nr. 3 als 
auch auf die des § 3. 

5. Zu §§ 5 und 6 

§ 5 regelt die Rücknahme und den Widerruf einex 
nach den §§ 1 bis 3 erteilten Erlaubnis. Der Ausschuß 
ergänzte den Gesetzentwurf um den Absatz 4, damit 
auch die (zweite) Erlaubnis des i§ 3 zurückgenonimen 
werden kann, wenn die zugrunde liegende zurücfc- 
genommen oder widerrufen worden ist. Nach § 6 
muß der Betroffene vor dem Entzug einer Erlaubnis 
gehört werden. 

6. Zu § 7 

Absatz 1 

Die Ausbildung erfolgt an staatlich anerkannten 
Lehranstalten. Die Lehrgänge umfassen eine prak- 
tische und theoretische Ausbildung. Das halbjährige 
Krankenpflegepraktikum ist entfallen, es erschien 
sinnvoller, eine praktische Unterweisung in der 
Krankenpflege in engem Zusanunenhang mit der 
Theorie zu erteilen. Die Bestimmung des Zeitpunkts 
innerhalb der Ausbildung soll den einzelnen Lehr- 
plänen Vorbehalten bleiben (zu Absatz 1 siehe auch 
§§ 2 und 3). 

Absatz 2 

Eine abgeschlossene RealschuMldung c>der gleich- 
wertige Ausbildung wird als Zugangsvoraussetzimg 
zu den Lehrgängen verlangt. 

Absatz 3 

Eine nicht abgeschlossene AusbiMiuig in einer 
der drei Fachrichtungen ist auf Antrag auf eine 
Ausbildung einer anderen Fachrichtimg anzurechnen, 
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soweit die Ausbilidungen übereinstimmen. Damit soll 
eine unzweckmäßige Verlängerung bzw. Wieder- 
holung vermieden werden. Eine vollständige An- 
rechnung wird für die Grundausbildung von einem 
Jahr (§ 8 ) in Betracht kommen, die in allen drei 
Fachrichtungen inhaltsgleich ist. 

Absatz 4 

läßt die Anrechnung von gleichwertigen Ausbil- 
dungen auf die Ausbildung nach dem Gesetz zu. Die 
Behörden haben einen weiten Spielraum, damit alle 
gleichwertigen Ausbildungen erfaßt werden können. 

Nach eingehenden Beratungen hat der Ausschuß 
sich gegen die von der Arbeitsgruppe empfohlene 
Pflicht zur Fortbildung ausgesprochen. Die Arbeits- 
gruppe hatte für die Erlaubnisinhaber die Teilnahme 
an dreiwöchigen von der zuständigen Behörde an- 
erkannten Lehrveranstaltungen in einem Turnus von 
fünf Jahren vorgesehen. Damit sollten die im Beruf 
stehenden medizinisch-technischen Assistenten ver- 
anlaßt werden, ihr Wissen auf dem laufenden zu 
halten. Außerdem sollten diese Kurse den vorüber- 
gehend aus dem Beruf Ausgeschiedenen die Rück- 
kehr in den Beruf erleichtern. Die Regelung warf 
Schwierigkeiten insoweit auf, als die Kompetenz 
des Bundesgesetzgebers sich nur auf die Zulassung 
zum Beruf, nicht aber auf die Berufsausübung er- 
streckt und damit eine Regelung einer Fortbildungs- 
pflicht nur in der vom Ausschuß nicht gewünschten 
Form einer Möglichkeit des Widerrufs bei Nicht- 
befolgung der Fortbildungspflicht oder aber durch 
eine — ebenfalls unerwünschte — Bußgeldbeweh- 
rung möglich gewesen wäre. Abgesehen von den 
verfassungsrechtlichen Bedenken lehnte der Aus- 
schuß eine Fortbildungspflicht auch deshalb ab, weil 
zweifelhaft ist, ob die Schulen in der Lage wären, 
Fo rtbil dungskur s e du r chzuf ühren. 

7. Zu § 8 

Die Vorschrift enthält die Ermächtigungsgrund- 
lage zum Erlaß von Ausbildungs- und Prüfungsver- 
ordnungen. Bei einer Gesamtdauer der Ausbildung 
von drei Jahren ist zu Beginn eine für alle drei 
Fachrichtungen übereinstimmende Grundausbildung 
von einem Jahr erforderlich aber auch ausreichend. 
Die breite Grundausbildung erleichtert den Wechsel 
von einer Fachrichtung zur anderen. 

Neu gegenüber den Gesetzentwürfen ist die Vor- 
schrift in Satz 3, wonach die Ausbildung den Anfor- 
derungen einer Fachoberschulausbildung entspre- 
chen und mit der staatlichen Prüfung einen der Fach- 
hochschulreife gleichwertigen Abschluß vermitteln 
soll. Hierdurch wird die Ausbildung der medizinisch- 
technischen Assistenten in das öffentliche Ausbil- 
dungssystem einbezogen, und sie entspricht dem 
Level B der WHO. Die Ausbildungsordnungen wer- 
den entsprechend dem Schulrecht der Länder über 
die Ausbildung an Fachoberschulen auch einen be- 
stimmten Anteil an allgemeinbildenden Fächern vor- 
sehen müssen. 

Eine sechswöchige krankenpflegerische Unter- 
weisung soll in die Gesamtausbildung einbezogen 
werden. Inhaltlich wird sich diese praktische Aus- 
bildung auf solche Verrichtungen und Fertigkeiten 


der Krankenpflege erstrecken, idie für die künftige 
Berufstätigkeit von Bedeutung sind. Diese Formu- 
lierung berücksichtigt üie spezifischen beruflichen 
Anforderungen an medizinisch-technische Assisten- 
ten. 

8. Zu § 9 

Die Absätze 1 und 2 betreffen die vorbehaltenen 
Tätigkeiten. Die im einzelnen auf geführten Tätig- 
keiten aus den drei Fachrichtungen sind den Per- 
sonen mit der entsprechenden Erlaubnis des § 1 
Vorbehalten. 

Absatz 3 stellt das Verbot einer selbstärwiigen 
Tätigkeit auf und bindet die Tätigkeit an den Auf- 
trag einer dazu befugten Person. Es ist die Meinung 
vertreten worden, daß ein derartiges Verbot über- 
flüssig sei, weil schon durch die Formulierung „Hilfe- 
leistung" bei einigen Tätigkeiten und vor allem 
nach den Bestimmungen über die Berechtigung zur 
Ausübung der Heilkunde die Selbständigkeit aus- 
geschlossen ist. Aus Gründen der Klarstellung hat 
der Ausschuß sich jedoch für die Aufnahme des 
Verbotes im MTA-Gesetz selbst ausgesprochen. 

Eine Besitzstandsregelung für diejenigen, die nach 
den bisherigen Bestimmungen medizinisch-technische 
Tätigkeiten in selbständiger Berufstätigkeit regel- 
mäßig ausgeübt haben, enthält § 13. 

9. Zu § 10 

In dieser Vorschrift werden bestimmte Personen- 
gruppen von dem Verbot des § 9, die vorbehaltenen 
Tätigkeiten ohne die entsprechende Erlaubnis vor- 
zunehmen, ausgenommen. Gegenüber dem bisheri- 
gen Recht ist der Personenkreis um die Nummern 
2 bis 6 erweitert worden. 

10. Zu § 11 

Die Vorschrift betrifft die zuständigen Behörden. 

11. Zu § 12 

Die Bestimmung regelt die Ordnungs Widrigkeiten. 

12. Zu § 13 

Durch die Zweiteilung der Fachrichtungen in Labo- 
ratoriumstätigkeit und Radiologie war für die Er- 
laubnisinhaber nach bisherigem Recht im Hinblick 
auf die vorbehaltenen Tätigkeiten nach § 9 Abs. 1 
nunmehr der Umfang der nach altem Recht erteilten 
Erlaubnis und die Berufsbezeichnung festzulegen. 
Die frühere Erlaubnis gilt jetzt als Erlaubnis nach 
§ 1 Nr. 1 und 2; die Berufsbezeichnung ist „medizi- 
nisch-technischer Assistent" oder „medizinisch-tech- 
nische Assistentin". 

Die in Absatz 2 genannten Anerkennungen auf 
dem Gebiet der Veterinärmedizin gelten als Er- 
laubnis nach § 1 Nr. 3. 

13. Zu § 14 

Die Vorschrift ist im Zusammenhang mit dem 
Verbot der selbständigen Tätigkeiten nach § 9 
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Abs. 3 zu sehen. Sie schützt den Besitzstand der 
Personen, die Arbeiten im Sinne des § 11 Abs. 1 
Nr. 3 oder 4 des Gesetzes von 1958 (Arbeiten auf 
dem Gebiet der klinischen Chemie oder der Hämato- 
logie mit näher bezeichneten Ausnahmen) in selb- 
ständiger Berufstätigkeit regelmäßig ausgeführt 
haben. 

14. Zu § 15 

In dieser Vorschrift werden Ubergangsregelungen 
für die in der einschlägigen Ausbildung befindlichen 
Personen getroffen. Die bei Inkrafttreten des Ge- 
setzes in der Ausbildnug zum medizinisch-techni- 
schen Assistenten befindlichen Personen erhalten 
noch die Erlaubnis nach altem Recht, damit nicht 
zwei Erlaubnisse erteilt werden müssen. Die Erlaub- 
nis gilt dann nach § 13 Abs. 1 für beide Fachrichtun- 
gen. Veterinärmedizinisch-technische Assistenten er- 
halten die Erlaubnis nach § 1 Nr. 3. 

15. Zu § 16 

In Absatz 1 dieser Vorschrift wird die Weitergel- 
tung der nach bisherigem Recht erteilten Erlaubnis 
für medizinisch-technische Gehilfen festgelegt. 

Absätze 2 und 3 regeln die Voraussetzungen, unter 
denen eine medizinisch-technische Gehilfin eine Er- 
laubnis nach § 1 erlangen kann. 


Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU sah eine 
Neuregelung des Berufs der medizinisch-technischen 
Gehilfin vor. Entsprechend der internationalen Ent- 
wicklung und den Vorschlägen der WHO über die 
vertikale Gliederung der Berufe des medizinisch- 
technischen Personals sollten Gehilfen in einem ein- 
jährigen Lehrgang ausgebildet werden. Der Aus- 
schuß war einstimmig der Ansicht, daß zunächst 
verschiedene Fragen zu klären sind und der Beruf 
der Gehilfen im Anschluß an die Verabschiedung des 
MTA-Gesetzes geregelt werden soll. 

16. Zu § 17 

Zur Klarstellung wird erwähnt, daß die genann- 
ten Vorschriften von diesem Gesetz unberührt 
bleiben. 

17. Zu § 18 

Es handelt sich um die übliche Personenklausel. 

18. Zu § 19 

Bei der Wahl des Datums des Inkrafttretens trug 
der Ausschuß der Überlegung Rechnung, daß das 
Gesetz ohne die vorgesehenen Ausbildungs- und 
Prüfung sverordnungen nicht durchgeführt werden 
kann, deren Vorbereitung einige Zeit beansprucht. 


Bonn, den 17. Juni 1971 


Dr. Hammans Dr. Bardens 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache Vl/385 — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen ; 

2. den Gesetzentwurf — Drucksache W445 — durch 
die Beschlußfassung zu Nummer 1 für erledigt 
zu erklären; 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen und Eingaben für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 17. Juni 1971 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Hauck Dr. Hammans Dr. Bardens 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

über technische Assistenten in der Medizin (MTA-G) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

1. ABSCHNITT 

Die Erlaubnis 

§ 1 

Der Erlaubnis bedarf, wer eine Tätigkeit unter der 
Berufsbezeichnung 

1 . „medizinisch-technischer Laboratoriumsassistent" 
oder „medizinisch-technische Laboratoriumsassi- 
stentin", 

2. „medizinisch-technischer Radiologieassistent" 
oder „medizinisch-technische Radiologieassisten- 
tin" oder 

3. „veterinärmedizinisch-technischer Assistent" oder 
„veterinärmedizinisch-technische Assistentin" 

dusüben will. 

§ 2 

Eine Erlaubnis nach § 1 wird erteilt, wenn der 
Antragsteller 

1. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, 
aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Ausübung 
des Berufs ergibt, 

2. nicht wegen eines körperlichen Gebrechens, we- 
gen Schwäche seiner geistigen oder körperlichen 
Kräfte oder wegen einer Sucht zur Ausübung des 
Berufs unfähig oder ungeeignet ist, 

3. in der Fachrichtung, für die die Erlaubnis be- 
antragt wird, nach einem dreijährigen Lehrgang 
die staatliche Prüfung bestanden hat. 

§ 3 

(1) Die Erlaubnis zur Ausübung einer Tätigkeit 
unter der Berufsbezeichnung „medizinisch-techni- 
scher Laboratoriumsassistent" oder „medizinisch- 
technische Laboratoriumsiassistentin" wird abwei- 
chend von § 2 Nr. 3 auch erteilt, 

1. einem Antragsteller, der eine Erlaubnis nach 
§ 1 Nr. 2 besitzt, wenn er nach einem einjährigen 
Lehrgang die staatliche Prüfung für medizinisch- 
technische Laboratoriumsassistenten bestanden 
hat, 


2. einem Antragteller, der eine Erlaubnis nach § 1 
Nr. 3 besitzt, wenn er nach einem Ergänzungs- 
lehrgang von drei Monaten die staatliche Er- 
gänzungsprüfung für medizinisch-technische La- 
boratoriumsassistenten bestanden hat. 

(2) Die Erlaubnis zur Ausübung einer Tätigkeit 
unter der Berufsbezeichnung „medizinisch-techni- 
scher Radiologieassistent" oder „medizinisch-tech- 
nische Radiologieassistentin" wird abweichend von 
§ 2 Nr. 3 auch einem Antragsteller erteilt, der eine 
Erlaubnis nach § 1 Nr, 1 oder nach § 1 Nr. 3 besitzt, 
wenn er nach einem einjährigen Lehrgang die 
staatliche Prüfung für medizinisch-technische Radio- 
logieassistenten bestanden hat. 

(3) Die Erlaubnis zur Ausübung einer Tätigkeit 
unter der Berufsbezeichnung „veterinärmedizinisch- 
technischer Assistent" oder „veterinärmedizinisch- 
technische Assistentin" wird abweichend von § 2 
Nr. 3 auch erteilt 

1. einem Antragsteller, der eine Erlaubnis nach § 1 
Nr. 2 besitzt, wenn er nach einem einjährigen 
Lehrgang die staatliche Prüfung für veterinär- 
medizinisch-technische Assistenten bestanden hat, 

2. einem Antragsteller, der eine Erlaubnis nach § 1 
Nr. 1 besitzt, wenn er nach einem Ergänzungs- 
lehrgang von drei Monaten die staatliche Er- 
gänzungsprüfung für veterinärmedizinisch-tech- 
nische Assistenten bestanden hat. 


§ 4 

Eine außerhalb des Geltungsbereiches dieses Ge- 
setzes erworbene abgeschlossene Ausbildung gilt 
als Ausbildung im Sinne dieses Gesetzes, wenn die 
Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes nachge- 
wiesen ist. 

§ 5 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei 
ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen nach § 2 
Nr. 1 und 2 nicht Vorgelegen hat, in der betreffenden 
Fachrichtung die staatliche Prüfung nicht bestanden 
oder die Ausbildung nach § 4 nicht abgeschlossen 
war. 

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich die Voraussetzung nach § 2 Nr. 1 wegge- 
fallen ist. 

(3) Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn 
nachträglich eine der Voraussetzungen nach § 2 
Nr. 2 weggefallen ist. 
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(4) Eine nach § 3 erteilte Erlaubnis ist auch zu- 
rückzunehmen, wenn die dieser Erlaubnis zugrunde 
liegende Erlaubnis zurückgenommen oder wider- 
rufen worden ist. 

§ 6 

In den Fällen der Rücknahme oder des Wider- 
rufs einer Erlaubnis ist der Betroffene vorher zu 
hören. 

§ 7 

(1) Die Lehrgänge nach diesem Gesetz werden an 
Lehranstalten durchgeführt, die als zur Ausbildung 
geeignet staatlich anerkannt sind. Sie umfassen je- 
weils eine theoretische und praktische Ausbildung. 

(2) Zu den Lehrgängen nach § 2 Nr. 3 wird zu- 
gelassen, wer eine abgeschlossene Realschulbildung 
oder eine andere gleichwertige Ausbildung nach- 
weist. 

(3) Die zuständige Behörde hat auf Antrag eine 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes abgeleistete 
nicht abgeschlossene Ausbildung als medizinisch- 
technischer Assistent einer der drei von diesem Ge- 
setz erfaßten Fachrichtungen auf einen Lehrgang in 
einer anderen Fachrichtung anzurechnen, soweit die 
Ausbildung der für diesen Lehrgang vorgeschriebe- 
nen Ausbildung gleichwertig ist. 

(4) Darüber hinaus kann die .zuständige Behörde 
eine Ausbildung, die nicht nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes abgeleistet ist, jedoch inhaltlich 
ganz oder teilweise mit einer Ausbildung nach die- 
sem Gesetz übereinstimmt, auf einen Lehrgang nach 
diesem Gesetz anrechnen, soweit die erworbene 
Ausbildung der für diesen Lehrgang vorgeschrie- 
benen Ausbildung gleichwertig ist. 

§ 8 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit regelt durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates in Ausbildungs- und Prü- 
fungsordnungen für medizinisch-technische Labo- 
ratoriumsassistenten, für medizinisch-technische Ra- 
diologieassistenten und für veterinärmedizinisch- 
technische Assistenten die Mindestanforderungen 
an die Lehrgänge und das Nähere über die staat- 
lichen Prüfungen und Ergänzungsprüfungen. Dabei 
ist für die dreijährigen Lehrgänge für die drei von 
diesem Gesetz erfaßten Fachrichtungen (§ 2 Nr. 3) 
eine inhaltlich übereinstimmende Grundausbildung 
von einem Jahr zu Beginn des Lehrgangs vorzu- 
schreiben. Die Ausbildung während dieser Lehr- 
gänge soll so gestaltet werden, daß sie den Anfor- 
derungen einer Fachoberschulausbildung entspricht 
und mit der staatlichen Prüfung einen der Fachhoch- 
schulreife gleichwertigen Abschluß vermittelt. Inner- 
halb der Lehrgänge für medizinisch-technische Labo- 
ratoriumsassistenten und für medizinisch-technische 
Radiologieassistenten nach § 2 Nr. 3 und der Er- 
gänzungslehrgänge nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 und § 3 
Abs. 2 für Inhaber einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 3 


sind die Lehrgangsteilnehmer für die Dauer von 
sechs Wochen in Krankenanstalten in solchen Ver- 
richtungen und Fertigkeiten der Krankenpflege 
praktisch zu unterweisen, die für die künftige Be- 
rufstätigkeit von Bedeutung sind. In der Rechts- 
verordnung ist ferner die Anrechnung von Unter- 
brechungen auf den Lehrgang zu regeln. 


II. ABSCHNITT 
Vorbehaltene Tätigkeiten 

§ 9 

(1) Auf dem Gebiet der Humanmedizin dürfen 

1. die folgenden Tätigkeiten nur von Personen mit 
einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 1 ausgeübt werden: 

a) Hilfeleistungen bei feingeweblichen und cylo- 
logischen Untersuchungen, 

b) Arbeiten auf dem Gebiet der klinischen 
Chemie, 

c) Arbeiten auf dem Gebiet der Hämatologie 
und Immunhämatologie, 

d) Arbeiten auf dem Gebiet der Mikrobiologie 
(einschließlich Parasitologie) und auf dem 
Gebiet der Serologie. 

Zu den unter a bis d genannten Tätigkeiten zäh- 
len nicht einfache vorbereitende Tätigkeiten, 
einfache qualitative und quantitative Unter- 
suchungen von Körperflüssigkeiten und Aus- 
scheidungen, die Färbung von Blutausstrichen, 
die Zählung der roten und weißen Blutkörper- 
chen und die Bestimmung des Hämoglobins, 
Närhbodentechnik sowie einfache serologische 
Untersuchungen, soweit dabei nicht mit lebenden 
Antigenen gearbeitet wird; 

2. die folgenden Tätigkeiten nur von Personen mit 
einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 2 ausgeübt werden: 

Hilfeleistungen bei der Anwendung ionisieren- 
der Strahlen und bei der Anwendung radioakti- 
ver Stoffe. Hierzu zählen nicht Hilfeleistungen 
bei Röntgenaufnahmen mit Schirmbildgeräten, 
die mit bauart- geprüften Schutzkabinen ausge- 
stattet sind, so daß bei der höchsten vorgesehe- 
nen Aufnahmezahl die Ortsdosis von 0,1 R je 
Woche an allen Arbeits- und Aufenthaltsplätzen 
des Personals nicht überschritten wird. 

(2) Auf dem Gebiet der Veterinärmedizin dürfen 
die folgenden Tätigkeiten nur von Personen mit 
einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 3 ausgeübt werden: 

1. Arbeiten, die den in Absatz 1 Nr. 1 genannten 
entsprechen und 

2. Arbeiten auf dem Gebiet der Untersudiung von 
Lebensmitteln tierischer Herkunft. Hierzu zählen 
nicht einfache vorbereitende Tätigkeiten und Hil- 
feleistungen. 

(3) Tätigkeiten, die der Erkennung einer Krank- 
heit dienen, dürfen von den in § 1 genannten Per- 
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sonen nicht in selbständiger Berufstätigkeit und nur 
im Aufträge eines Arztes, Zahnarztes, Tierarztes 
oder Heilpraktikers ausgeübt werden. 


§ 10 

(1) § 9 Abs. 1 und 2 findet keine Anwendung auf 

1. Personen, die auf Grund einer abgeschlossenen 
Hochschulbildung über die erforderlichen Fach- 
kenntnisse zur Ausübung der genannten Tätig- 
keiten verfügen, Zahnärzte, die die Bestallung 
gemäß §§ 8 bis 10 des Gesetzes über die Aus- 
übung der Zahnheilkunde erhalten haben, sowie 
Heilpraktiker, 

2. Personen, die sich in einer die erforderlichen 
Fachkenntnisse vermittelnden beruflichen Aus- 
bildung befinden, soweit sie Arbeiten ausführen, 
die ihnen im Rahmen ihrer Ausbildung über- 
tragen sind, 

3. Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 3, die 
eine vorbehaltene Tätigkeit auf einem der in 
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 genannten Gebiete ausüben, 
wenn sie nach dem Erwerb der Erlaubnis wäh- 
rend eines Zeitraumes von zwei Monaten unter 
Aufsicht einer der in Nummer 1 genannten Per- 
sonen auf diesem Gebiet tätig gewesen sind, 

4. Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 1, 
die eine vorbehaltene Tätigkeit auf einem der 
in § 9 Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung mit § 9 Abs. 1 
Nr. 1 oder § 9 Abs. 2 Nr. 2 genannten Gebiete 
ausüben, wenn sie nach dem Erwerb der Erlaub- 
nis während eines Zeitraumes von zwei Mona- 
ten unter Aufsicht einer der in Nummer 1 ge- 
nannten Personen auf diesem Gebiet tätig ge- 
wesen sind, 

5. Personen mit einer staatlich geregelten, staatlich 
anerkannten oder staatlich überwachten abge- 
schlossenen Ausbildung, wenn sie eine der vor- 
behaltenen Tätigkeit nach § 9 ausüben, sofern 
diese Tätigkeit Gegenstand ihrer Ausbildung 
und Prüfung war, 

6. Personen, die unter Aufsicht und Verantwortung 
einer der in Nummer 1 genannten Personen tätig 
werden. 

(2) Für die in Absatz 1 Nr. 3 bis 5 genannten 

Personen gilt § 9 Abs. 3 entsprechend. 


III. ABSCHNITT 

Zuständigkeiten 

§ 11 

(1) Die Entscheidungen nach §§ 2 und 3, § 15 
Abs. 1 und 2 und § 16 Abs. 2 und 3 trifft die zu- 
ständige Behörde des Landes, in dem der Antrag- 
steller die Prüfung abgelegt hat. 


(2) Die Entscheidungen nach §§ 2 und 3 in Ver- 
bindung mit § 4 und nach § 5 trifft die zuständige 
Behörde des Landes, in dem der Antragsteller oder 
der Inhaber der Erlaubnis 

1. seinen Wohnsitz hat, 

2. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 nicht 
gegeben ist, seinen Wohnsitz begründen will, 

oder 

3. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 oder 2 
nicht gegeben ist, zuletzt seinen Wohnsitz ge- 
habt hat. 

(3) Die Entscheidungen „über die staatliche An- 
erkennung einer Lehranstalt nach § 7 Abs. 1 Satz 1 
trifft die zuständige Behörde des Landes, in dem 
die Anstalt liegt. 

(4) Die Entscheidungen nach § 7 Abs. 3 und 4 
trifft die zuständige Behörde des Landes, in dem 
der Antragsteller an einem Lehrgang teilnehmen 
will. 

(5) Die Landesregierung bestimmt die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 


IV. ABSCHNITT 

Ordnungswidrigkeiten 

§ 12 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne Erlaubnis 
eine der in §§ 1 oder 13 genannten Berufsbezeich- 
nungen führt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 


V. ABSCHNITT 

Übergangsbestimmungen 

§ 13 

(1) Eine Erlaubnis nach § 1 des Gesetzes über 
die Ausübung des Berufs der medizinisch-techni- 
schen Assistentin vom 21. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 981), geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über die Ausübung des 
Berufs der medizinisch-technischen Assistentin vom 
18. Juli 1961 (BundesgesetzbL I S. 1011), gilt als Er- 
laubnis im Sinne des § 1 Nr. 1 und des § 1 Nr. 2. 
Der Inhaber der Erlaubnis führt die Berufsbezeich- 
nung „medizinisch-technischer Assistent" oder „me- 
dizinisch-technische Assistentin" . 

(2) Als Erlaubnis nach § 1 Nr. 3 gilt 

1. eine Anerkennung als technische Assistentin 
oder technischer Assistent an veterinärmedizini- 
schen Instituten entsprechend den Bestimmungen 
der Bekanntmachung über die Ausbildung der 
veterinärmedizinisch-technischen Assistentinnen 
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des Bayerischen Staatsministeriums des Innern 
vom 19. April 1943 (Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsbl. S. 71) und nach den Bestimmun- 
gen des Runderlasses des Preußischen Ministers 
für Landwirtschaft, Domänen und Forsten vom 
8. Juli 1930 betr. staatliche Prüfung von techni- 
schen Assistentinnen an veterinärmedizinischen 
Instituten in der Fassung des Runderlasses des 
Reichsministers des Innern vom 22. Septem- 
ber 1941 (Ministerialblatt des Reichs- und Preußi- 
schen Ministeriums des Innern S. 1750), 

2. eine Anerkennung als veterinärmedizinisch-tech- 
nische Assistentin oder veterinärmedizinisch- 
technischer Assistent nach den Bestimmungen 
des Erlasses des Badischen Ministeriums der 
Landwirtschaft und Ernährung vom 27. März 
1952 über die Ausbildung, Prüfung und staatliche 
Anerkennung landwirtschaftlich-technischer und 
veterinärmedizinisch-technischer Assistentinnen 
(Ministerialblatt der Landesregierung von Baden 
S. 114). 

§ 14 

Auf Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes als medizinisch-technische Assisten- 
ten oder Assistentinnen Arbeiten im Sinne des § 1 1 
Abs. 1 Nr. 3 oder 4 des Gesetzes über die Ausübung 
des Berufs der medizinisch-technischen Assistentin 
vom 21. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981), 
geändert durch Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Ausübung des Berufs der medizinisch-tech- 
nischen Assistentin vom 18. Juli 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1011), in .selbständiger Berufstätigkeit regel- 
mäßig ausgeführt haben, findet § 9 Abs. 3 keine 
Anwendung. 

§ 15 

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begon- 
nene Ausbildung als medizinisch-technische Assi- 
stentin oder medizinisch-technischer Assistent wird 
nach den bisher geltenden Vorschriften abgeschlos- 
sen. Nach Abschluß der Ausbildung erhält der Be- 
werber eine Erlaubnis nach § 1 des Gesetzes über 
die Ausübung des Berufs der medizinisch-techni- 
schen Assistentin vom 21. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 981), geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über die Ausübung des 
Berufs der medizinisch-technichsen Assistentin vom 
18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1011). 

(2) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begon- 
nene Ausbildung als technischer Assistent oder als 
technische Assistentin an veterinärmedizinischen 
Instituten oder als veterinärmedizinisch-technischer 
Assistent oder als veterinärmedizinisch-technische 
Assistentin wird nach den bisher geltenden Vor- 
schriften abgeschlossen. Nach Abschluß der Ausbil- 
dung erhält der Bewerber eine Erlaubnis nach § 1 
Nr. 3. 

(3) Lehranstalten für medizinisch-technische As- 
sistentinnen, Lehranstalten für veterinärmedizinisch- 
technische Assistentinnen und Lehranstalten für 
technische Assistentinnen an verterinärmedizini- 
schen Instituten, die vor Inkrafttreten dieses Geset- 


zes die staatliche Anerkennung erhalten haben, gel- 
ten weiterhin als staatlich anerkannt, falls die An- 
erkennung nicht zurückgenommen wird. 

§ 16 

(1) Eine Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung 
der Tätigkeit als medizinisch-technische Gehilfin, 
die auf Grund der in §21 des Gesetzes über die 
Ausübung des Berufs der medizinisch-technischen 
Assistentin vom 21. Dezember 1958 (Bundesge- 
setzbl. I S. 981), geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über die Ausübung des 
Berufs der medizinisch-technischen Assistentin vom 
18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1011), bezeichne- 
ten Bestimmungen vor Inkrafttreten des genannten 
Gesetzes erteilt worden ist, gilt im bisherigen Um- 
fang weiter. 

(2) Medizinisch-technische Gehilfinnen erhalten 
die Erlaubnis nach § 1 Nr. 1, 2 oder 3 abweichend 
von § 2 Nr. 3, wenn sie nach Teilnahme an einem 
um sechs Monate verkürzten Lehrgang die staat- 
liche Prüfung in der betreffenden Fachrichtung be- 
standen haben. 

(3) Medizinisch-technische Gehilfinnen, die min- 
destens zehn Berufsjahre nachweisen, erhalten ab- 
weichend* von § 2 Nr. 3 eine Erlaubnis nach § 1 
Nr. 1, 2 oder 3, wenn sie die staatliche Prüfung in 
der betreffenden Fachrichtung bestanden haben. Die 
Teilnahme an einem Lehrgang ist nicht erforderlich. 

§ 17 

Unberührt bleiben 

1. bundesgesetzliche Vorschriften, die für die Aus- 
übung bestimmter Tätigkeiten den Besitz einer 
Erlaubnis zur Ausübung dieser Tätigkeiten vor- 
schreiben, 

2. die Vorschriften des Fleischbeschaurechts. 


VI. ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 18 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 19 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1972 in Kraft. Gleich- 
zeitig treten, soweit sich nicht aus § 15 Abs. 1 und 2 
etwas anderes ergibt, außer Kraft: 

1. das Gesetz über die Ausübung des Berufs der 
medizinisch-technischen Assistentin vom 21. De- 
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zember 1958 (Bundesgesetzbl, I S. 981), geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Ausübung des Berufs der medizinisch- 
technischen Assistentin vom 18. Juli 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1011), 

2. der Runderlaß des Preußischen Ministers für 
Landwirtschaft, Domänen und Forsten vom 8. Juli 
1930 betr. staatliche Prüfung von technischen 
Assistentinnen an veterinärmedizinischen Insti- 
tuten in der Fassung des Runderlasses des 
Reichsministers des Innern vom 22. September 


1941 (Ministerialbl. des Reichs- und Preußischen 
Ministeriums des Innern S. 1750), 

3. der Erlaß des Badischen Ministeriums der Land- 
wirtschaft und Ernährung vom 27. März 1952 
betr. Bestimmungen über die Ausbildung, Prü- 
fung und staatliche Anerkennung landwirtschaft- 
lich-technischer und veterinärmedizinisch-tech- 
nischer Assistentinnen (Ministerialbl. der Lan- 
desregierung von Baden S, 114), soweit er sich 
auf veterinärmedizinisch-technische Assistentin- 
nen bezieht. 
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